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Umsetzung der Europäischen Wasserrahmen-Richtlinie in Bayern 

Hier: Stellungnahme des BN zur Bestandsaufnahme

Sehr geehrte Damen und Herren,

sehr geehrter Herr Dr. Wahliss,

der Bund Naturschutz in Bayern e.V. (BN) bedankt sich für die Möglichkeit zur Stellungnahme zur Bestandsaufnahme nach der Wasserrahmenrichtlinie in Bayern.

Diese Stellungnahme des BN ist nur eine vorläufige Stellungnahme. Aufgrund der kurzen Fristsetzung, in der auch die Weihnachtsferien lagen, und der ungenügenden Form der zur Verfügung gestellten Informationen, ist zu vielen Punkten keine abschließende qualifizierte Stellungnahme des BN möglich. Wir beschränken uns deshalb nur auf wichtigste Punkte und behalten uns ausdrücklich weitere Ergänzungen vor. Im Übrigen verweisen wir auf die Stellungnahme des Landesbundes für Vogelschutz, der wir uns inhaltlich anschließen.

1. Allgemeines

Der Bund Naturschutz in Bayern e.V. begrüßt die Ziele und Aufgabenstellung der europäischen Wasserrahmenrichtlinie als eine große Chance, die Gewässer und Feuchtgebiete in ihrer ökologischen Qualität zu erhalten und zu verbessern. Der ganzheitliche ökologische Ansatz der Wasserrahmenrichtlinie entspricht der Gewässerpolitik des Bundes Naturschutz seit vielen Jahrzehnten. Das Verschlechterungsverbot und das Verbesserungsgebot der Richtlinie für die Gewässer hat der Bund Naturschutz schon lange vor der Gültigkeit der Wasserrahmenrichtlinie vertreten. Der Bund Naturschutz in Bayern e.V. vertritt besonders die Ziele des Naturschutzes, die von der Richtlinie gefördert werden und im Gegensatz zu einigen anderen Interessengruppen keine Ziele, die den Zielen der Wasserrahmenrichtlinie entgegenstehen würden. Unser Anliegen ist daher die vorbildliche, umfassende und vollständige Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie.

Die Ziele der Wasserrahmenrichtlinie nach Artikel 1 werden vom Bund Naturschutz in Bayern e.V. voll und ganz unterstützt:

· Art. 1a) zielt auf die „Vermeidung einer weiteren Verschlechterung sowie Schutz und Verbesserung des Zustands der aquatischen Ökosysteme und der direkt von ihnen abhängigen Landökosysteme und Feuchtgebiete im Hinblick auf deren Wasserhaushalt“, 

· Art. 1b) auf die „Förderung einer nachhaltigen Wassernutzung auf der Grundlage eines langfristigen Schutzes der vorhandenen Ressourcen“, 

· Art 1d) auf die „Sicherstellung einer schrittweisen Reduzierung der Verschmutzung des Grundwassers und Verhinderung seiner weiteren Verschmutzung“ und 

· Art. 1e) auf einen „Beitrag“ zur Minderung der Auswirkungen von Überschwemmungen und Dürren“.

Sowohl diese allgemeinen Ziele der Wasserrahmenrichtlinie, als auch die Umweltziele für die Maßnahmenprogramme nach Art. 4, das Ziel des „Guten Zustandes“ für die Oberflächen- und Grundwasserkörper, das Verschlechterungsverbot und das Verbesserungsgebot erscheinen durch die bisherigen Ergebnisse der Bestandsaufnahme und Bewertung der bayerischen Staatsregierung massiv gefährdet.

2. Beteiligungsprozess und Transparenz

Der bisherige Beteiligungsprozess entspricht nicht der Intention des Art. 14 („Die Mitgliedstaaten fördern die aktive Beteiligung aller interessierten Stellen an der Umsetzung dieser Richtlinie…“). Die Beteiligung war nur eine formale, eine wirkliche Mitwirkung war nicht gegeben. Die im Vergleich zu anderen Beteiligten bedeutsamen Beiträge der Umweltverbände finden keinen Niederschlag in Bestandsaufnahme und Bericht. Im Gegenteil: Wichtige fachliche Arbeiten, die von den Umweltverbänden Bund Naturschutz und Landesbund für Vogelschutz gefordert oder unterstützt wurden, sind nicht Bestandteil des Berichtes. Dazu gehört unter anderem die differenzierte Aufnahme von Grundwasserkörpern in kleinerem Betrachtungsraum, aber auch die Aufnahme der grundwasserabhängigen Landökosysteme.

Die fachlich begründeten Beiträge der beiden Umweltverbände zur Problematik der erheblich veränderten Wasserkörper führten nicht zu einer Verbesserung der Kriterien im  Sinne der CIS-Leitfäden und der Ziele der Wasserrahmenrichtlinie. Die von den bayerischen Behörden vorgelegten Ausarbeitungen führen im Gegenteil zu einer fortschreitenden Verschlechterung und Aushöhlung der Kriterien. Wir verweisen hierzu auf die Stellungnahme des Landesbundes für Vogelschutz. Diese Veränderungen und Verschlechterungen im Sinne der Erreichung der Ziele der WRRL wurden weder fachlich begründet noch sind sie gerechtfertigt. Damit fehlt auch die Transparenz von Festlegungen. Ein zentrales Element der Empfehlungen der Wasserdirektoren von Dublin (Juni 2004) wird so nicht erfüllt.

Die Beteiligung des Bund Naturschutz an diesem Verfahren ist insgesamt leider nur noch als Farce zu bezeichnen, die der Öffentlichkeit und der nationalen und vor allem der europäischen Ebene eine adäquate Beteiligung vorgaukelt. Das Wasserforum erfüllte im Wesentlichen nicht einmal den Anspruch einer transparenten und fachlich begründeten Informationsweitergabe. Das gilt auch für den Bericht zur Bestandsaufnahme. Er besteht aus aggregierten Daten, Prozentzahlen und Karten. Die Einstufungen von Wasserkörpern sind nicht begründet und abgeleitet. Damit können diese Dinge nur zur Kenntnis genommen werden. Die Form der Informationen im Bericht ist nicht transparent und genügt deshalb nicht für eine kritische und qualifizierte Stellungnahme. Dass es möglich ist, die Daten so zur Verfügung stellen, dass die Einstufung von Wasserkörpern begründet wird und damit entweder nachvollziehbar oder kritisierbar ist, beweisen andere deutsche Bundesländer, z.B. Baden-Württemberg oder Nordrhein-Westfalen. Da die auf die Wasserkörper bezogenen Daten natürlich auch in Bayern vorliegen, aber für den Beteiligungsprozess nicht aufbereitet und zugänglich gemacht werden, erhebt sich die Frage nach den Ursachen dieses Vorgehens.

Bezieht man mit ein, dass unser frühzeitig vorgetragener Wunsch nach der Anleitung für die Bestandsaufnahme und Bewertung abgelehnt wurde und der Methodenband noch nach der Vorstellung der Karten beim letzten Wasserforum überarbeitet und uns erst vor Kurzem zugänglich gemacht wurde, erhebt sich der begründete Verdacht, dass diese Form der Verschleierung und Nichttransparenz gewählt wurde, um die Veränderung von fachlichen Kriterien entsprechend der politischen Wünsche z.B. starker Lobbygruppen, die für eine weitere Gewässerverbauung eintreten, ohne öffentliche Kontrolle leichter zu bewerkstelligen. 

Unserer Vorstellung von Transparenz entspricht eher das Vorgehen in Nordrhein-Westfalen, wo die Umweltverbände von Anfang an der Erstellung des Methodenbands beteiligt waren, wo die Vertreter der Verbände in der Lenkungsgruppe und den Facharbeitsgruppen zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie vertreten waren. Unser Wunsch, in Bayern entsprechend beteiligt zu werden, den Prozess der Umsetzung damit nicht nur transparent zu machen, sondern auch zu besserer fachlicher Arbeit und Zusammenarbeit mit der Verwaltung beizutragen, wurde abgelehnt. Wer Transparenz nicht zulässt, setzt sich dem Verdacht aus, dass damit ein politischer Zweck verfolgt wird, der aber den Zielen der Wasserrahmenrichtlinie zuwider läuft.

Auch die kurze Zeit, die für Stellungnahmen zur Verfügung steht, wirkt im Sinne von Nicht-Transparenz. Da die Weihnachtsferien abgezogen werden müssen, stand für diese Stellungnahme nur eine sehr kurze Frist zur Verfügung. Dieses Vorgehen wurde schon bei der Novellierung des Landeswassergesetzes gewählt und führt dazu, dass eine qualifizierte Stellungnahme und damit Beteiligung kaum möglich ist. Die Frage einer ausreichenden Beteiligung bezüglich Inhalten und Fristen ist nicht primär eine Frage überlasteter Verwaltungen, sondern eine Frage des politischen Willens. In Frankreich wurde von vorneherein ein halbes Jahr für die öffentliche Diskussion der Bestandsaufnahme eingeplant. Mangelnder Einblick in die Entwicklung und Anwendung fachlicher Kriterien und sehr kurze Fristen für die Bearbeitung umfangreicher und ungenügend aufbereiteter hoch komplexer Sachverhalte stehen dem Ziel entgegen, gemeinsam und mit einem breiten Konsens aller beteiligten gesellschaftlichen Gruppen für die Umsetzung der Ziele der Wasserrahmenrichtlinie einzutreten.

Zu diesen verschiedenen Elementen, die den Bericht und seine Erarbeitung intransparent machen und eine aktive Beteiligung im Sinne der Wasserrahmenrichtlinie nicht ermöglichen, zitieren wir ausführlich die Begründung des ersten Grundsatzes der Gemeinsamen Umsetzungsstrategie der Europäischen Union („Grundsätze und Kommunikation der Ergebnisse der ersten Analyse gemäss der Wasserrahmenrichtlinie“), auf die bereits oben hingewiesen wurde (Empfehlungen der Wasserdirektoren vom Juni 2004): „Durch ein transparentes und offenes Vorgehen bei der Analyse werden Konflikte, Missverständnisse und unnötige Diskussionen in späteren Phasen vermieden. Geht man davon aus, dass die erste Analyse durch unzureichende Daten und ein hohes Maß an Unsicherheit beeinträchtigt wird, muss ein offenes und transparentes Vorgehen als das klarste und vertretbarste angesehen werden. Jeder Verdacht, es würden Tatsachen verhüllt oder verschleiert, wird zu Misstrauen und zu neuen Fragen führen, was wiederum die Erörterung des Analyseberichts verlängert, statt sie auf die Vielzahl von Aufgaben zu konzentrieren, die bei den weiteren Umsetzungsschritten bewältigt werden sollen. Schließlich ist die Beteiligung von Akteuren an der Gewinnung und Vermittlung der Ergebnisse an eine breitere Öffentlichkeit genauso wichtig wie die technische Erarbeitung der Analyse selbst.“ Diesem Anliegen kann sich der Bund Naturschutz nur anschließen. Für die weitere Zusammenarbeit im Sinne der Ziele der Wasserrahmenrichtlinie und für eine erfolgreiche Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie in Bayern überhaupt haben wir im Wasserforum schon mehrmals appelliert, dieses Anliegen zur Basis der weiteren Zusammenarbeit zu machen.

Für den bisherigen Prozess der Erstellung der Bestandsaufnahme und des Berichtes wurde der Grundsatz 1 der Gemeinsamen Strategie „Der Prozess und die Ergebnisse der Analyse sollen transparent und nachvollziehbar sein, und sämtliche in der Analyse verwendete Daten und Informationen sollten für die Öffentlichkeit zugänglich sein“ nicht wirklich beachtet. 
3. Ausweisung von erheblich veränderten Wasserkörpern

3.1. Grundsätzliches

Nach Art. 4 (3) der Wasserrahmenrichtlinie können die Mitgliedstaaten einen Oberflächenwasserkörper als erheblich verändert einstufen, wenn „die zum Erreichen eines guten ökologischen Zustandes erforderlichen Änderungen der hydromorphologischen Merkmale dieses Körpers signifikante Auswirkungen“ auf Nutzungen wie Schifffahrt und Stromerzeugung hätten und „die nutzbringenden Ziele, denen die künstlichen oder veränderten Merkmale des Wasserkörpers dienen, aus Gründen der technischen Durchführbarkeit oder aufgrund unverhältnismäßiger Kosten nicht in sinnvoller Weise durch andere Mittel erreicht werden können, die eine wesentlich bessere Umweltoption darstellen“.

Für die als erheblich verändert ausgewiesenen Oberflächenwasserkörper gilt nicht das Ziel des guten bzw. des guten ökologischen Zustandes, sondern gelten erheblich reduzierte Ziele aufgrund des weiteren Bestehens von hydromorphologisch negativen Veränderungen des Gewässers. Ziel ist für die erheblich veränderten Gewässer das gute ökologische Potential, das z.B. in einem kanalisierten Fließgewässer unter Beibehaltung der Kanalisierung sauberes Wasser und Durchgängigkeit bedeutet.

Die Ausweisung von erheblich veränderten Wasserkörpern und damit die Reduzierung der Umweltziele ist die Ausnahme von der Norm, die als Ziel der Wasserrahmenrichtlinie den guten (ökologischen) Zustand für die Wasserkörper bzw. die Oberflächenwasserkörper vorsieht. Art. 4 (1) a) ii) beschreibt das Ziel des guten Zustandes als den „Normalfall“, von dem es dann wohlbegründete Ausnahmen geben kann. Dazu sei auch auf den Aufsatz von Rechenberg und Seidel, „Ausweisung erheblich veränderter Gewässer - Ausnahme oder Regelfall“, in der Zeitschrift Wasser und Abfall 9/2002 verwiesen.

Auch das Handbuch der EU-Wasserrahmenrichtlinie empfiehlt: „Die Ausweisung erheblich veränderter Gewässer soll sich auf die Fälle beschränken, bei denen die strukturellen Eingriffe zum Erreichen der guten Qualität die Gewährleistungen der erforderlichen Nutzungen nachweislich unmöglich macht.“ (Ulrich Irmer und Stephan von Keitz, Die Ausnahmeregelung für künstliche und erheblich veränderte Gewässer, in: von Keitz, Schmalholz [Hrsg.], Handbuch der EU-Wasserrahmenrichtlinie, S. 80)

Der bayerische Bericht zur Bestandsaufnahme verkehrt dieses Verhältnis ins Gegenteil. Nach der zum letzten Wasserforum vorgelegten „Zusammenfassung der Bestandsaufnahme 2004 in Bayern“ werden nur 42 % der Fließgewässer als nicht erheblich veränderte Gewässer eingestuft, die Mehrheit der Fließgewässer ist entweder als künstlich oder erheblich verändert (31 %) oder als „möglicher Kandidat für erheblich verändert“ (27 %) eingestuft. In den letzten Tagen wurde die Ausweisung noch einmal verändert, der letzte Stand sind 40 % natürliche Gewässer. Fast alle größeren Flüsse und Nebenflüsse von Main und Donau sind nicht als natürlich ausgewiesen. Wir gehen demgegenüber davon aus, dass das Ziel des guten Zustands nicht nur für die Gebirgsbäche, sondern auch für die größeren Flüsse gelten sollte.

3.2. Methodik der Bewertung, Schemata

3.2.1. Beispiele für Widersprüche und fachliche Ungereimtheiten

Eine ausführliche Diskussion der Bewertung aller Fließgewässer kann in der Kürze der Zeit und aufgrund der Mängel der Daten nicht erstellt werden. Folgende Anmerkungen sind nur als Beispiele anzusehen, die für zahlreiche andere Gewässer zu ergänzen wären (vgl. auch Stellungnahme LBV):

Von den größeren Nebenflüssen der Donau und des Mains sind nur die Naab und größere Abschnitte von Isar und Rednitz/Regnitz als natürlich eingestuft, obwohl gerade die letzteren zum Teil Gewässerstrukturklasse 6 „sehr stark verändert“ aufweisen. Die Ausweisung hat wohl mit den Renaturierungsplänen zu tun, die nicht zufällig die zwei großen Bevölkerungszentren Bayerns betreffen. Wir begrüßen diese Vorgehensweise, es ist in unserem Sinne, der Bevölkerung zu zeigen, dass auch bereits stärker geschädigte Gewässer renaturiert und revitalisiert werden können. Das gilt nach der Wasserrahmenrichtlinie und nach Ansicht des Bundes Naturschutz aber im Prinzip für alle Fließgewässer. Besonders unverständlich erscheint die Ausweisung von Regen, Paar, Großer Laaber und etwa der oberpfälzischen Vils, die als Vorzeigeobjekt gelungener Renaturierung gilt. Diese Beispiele (es könnten noch viele weitere Fälle angeführt werden, z.B. die Iller südlich Memmingen oder die Schwarze Laaber, die vor allem die Strukturklasse 2-4, sogar noch einen kleinen Teil Klasse 1 aufweist) können mit ihrer Strukturqualität weder nach der Gewässerstrukturgütekartierung noch nach der GIS-Abfrage des Landesamtes für Wasserwirtschaft zur vorläufigen Einstufung erheblich veränderter Gewässer als erheblich veränderte Gewässer eingestuft werden.

Auf keinen Fall ist die freifließende Donau zwischen Straubing und Vilshofen ein erheblich veränderter Wasserkörper. Es gilt aber auch außer der freifließenden niederbayerischen Donau auch für andere Abschnitte der Donau, mehrere Abschnitte des Mains, der Isar oder des Lech, dass die Einstufung nach der Gewässerstruktur nicht korrekt ist. Auch in den durch Staue geprägten Flussabschnitten, die von Stauwehr und Rückstau nicht mehr so stark geprägt sind, sollten natürliche Wasserkörper ausgewiesen werden (z.B. Litzauer Schleife). Es war im Arbeitskreis HMWB Konsens der großen Mehrheit der Verbände, dass die Mainschleife nicht als erheblich verändert ausgewiesen werden sollte. Auch die Donau westlich von Regensburg ist mit den Gewässerstrukturklassen 4 und 5 kein Kandidat für erheblich verändert. Die Salzach als einer der wenigen noch verbliebenen ungestauten Alpenflüsse ist trotz erfolgter Eintiefung ein naturnaher Fluss. Auch für Gewässer wie die Amper, die Ammer, die Mangfall bis nach dem Mangfallknie, die Kleine Laaber, die niederbayerische Vils, der Wildbach oder Höllbach bei Donaustauf sowie die Naabzuflüsse und mehrere Regenzuflüsse, die Alz ab Altenmarkt, die Traun oder die Isen ist die Einstufung nicht nachvollziehbar. Beispielsweise weist die Isen hohen Strukturreichtum (ausgeprägte Flussschleifen, Altwässer, Wechselwasserzonen, Flutmulden, Schlamm- und Kiesflächen, naturnahe Auwaldstreifen) auf, ist überwiegend unverbaut und teilweise auch renaturiert. 

Weitere Widersprüche in der Einstufung finden sich beispielsweise auch beim Vergleich der als erheblich verändert eingestuften Itz mit den als naturnah eingestuften Frankenwaldbächen. Wenn die Eingriffe in die Frankenwaldbäche (Floßdeiche, Verlegung, Versteinung, etc.) zu Recht keine Einstufung als erheblich verändert zur Folge haben, ist nicht nachvollziehbar, warum dies für Itz nicht gelten soll.

3.2.2. Bewertung

Diese für ganz Bayern noch völlig unzureichende Aufzählung fachlich zu unrecht als erheblich verändert oder als möglicher Kandidat dafür eingestufter Wasserkörper zeigt, dass der Fehler im System liegt. Anstatt die wirklich erheblichen veränderten Gewässer als klare und abgegrenzte Ausnahmen im natürlichen Gewässersystem zu benennen, wurde offensichtlich unter dem Druck einer einflussreichen Lobby von Nutzern das System auf den Kopf gestellt. Alle diese Einstufungen wurden gegenüber dem Wasserforum oder im Bericht nicht begründet. Damit fehlt die Transparenz auch nach vier Wasserforen auf der ganzen Linie. Der Methodenband wurde erst nach Abschluss der Arbeiten zur Verfügung gestellt. Immerhin wurden im Arbeitskreis HMWB, um überhaupt diskutieren zu können, im Oktober 2003 die Kriterien für die Ausweisung erheblich veränderter Gewässer vorgestellt. Sowohl die Parameter dieses HMWB-Schemas, als auch die daraus hervorgehenden Einstufungen wurden bis zur Vorstellung des neuen Schemas im Methodenband 2005 so weit verschlechtert, dass damit sehr vieles bis fast alles als erheblich verändert ausgewiesen werden kann.

Mit den eindeutigen Vorgaben des CIS-Leitfadens und der LAWA-Arbeitshilfe (Prüfung der Gewässerstrecken der Strukturklassen 6 und 7) ist klar ersichtlich, dass weder die freifließende Donau, noch die zahlreichen oben genannten Flüsse und Flussabschnitte zu Recht als erheblich verändert eingestuft werden können. 

Der Vergleich der HMWB-Schemata vom 21.10.2003 und vom 31.12.2004 zeigt deutlich, wie sich die fachlichen Kriterien ohne Begründung, wohl unter dem Einfluss der Lobby-Arbeit von Verbänden, die möglichst wenig guten Zustand für Fließgewässer und Auen im Sinne haben, und unter dem Einfluss der bayerischen Staatsregierung, die die Verbauung der freifließenden Donau mit Staustufen anstrebt, erheblich und umfassend verschlechtert haben. Da es keine Begründung gab und uns auch keine neuen fachlichen Erkenntnisse oder neue Leitlinien der LAWA oder der CIS-Arbeitsgruppen bekannt wurden, muss angenommen werden, dass die Veränderungen nicht fachlich begründet sind.

Bereits das erste HMWB-Schema musste schon in Frage gestellt werden. Wir verweisen hierzu auch auf die bisherigen Stellungnahmen von BN und LBV. Es geht bei der vorläufigen Ausweisung von erheblich veränderten Wasserkörpern nicht darum, aus der Summe von menschlichen Einwirkungen in und außerhalb des Wasserkörpers zu einem entsprechenden Ergebnis zu kommen, sondern ein Wasserkörper muss nach dem CIS-Leitfaden in seinem Wesen grundlegend verändert sein („substantially changed in character“). Es geht nur um signifikante irreversible hydromorphologische Veränderungen des Wasserkörpers.

Bereits das zuerst vorgestellte bayerische Schema erweiterte das Spektrum der LAWA-Arbeitshilfe, mit der Konsequenz, damit das Ziel des guten ökologischen Zustandes für zahlreiche Gewässerabschnitte obsolet zu machen. Während die LAWA-Arbeitshilfe signifikante hydromorphologische Änderungen mit den Strukturklassen 6 und 7 identifiziert, was andere Bundesländer, wie Sachsen, übernehmen, werden in Bayern noch zahlreiche Einzelparameter darüber hinaus bewertet. Mit dem weiteren Kriterium Bundeswasserstraße wurden  bereits mehrere Abschnitte des Mains und der Donau nicht mehr als natürlich eingestuft. Die deutliche Abkehr von den LAWA-Vorgaben bringt aber das letzte Schema, das die LAWA-Bewertung grundsätzlich auf die Strukturklasse 5 erweitert. Damit versucht der Freistaat Bayern, Wasserkörper, die zwar geschädigt, in ihrem Wesen aber nicht grundlegend und offensichtlich verändert sind, als erheblich verändert auszuweisen. 

Die erheblichen negativen Veränderungen des Schemas erfolgten ohne weitere Diskussion mit den Verbänden und ohne Begründung und stellen eine Verletzung der Zielsetzung der WRRL dar. Sie werden von uns strikt abgelehnt, müssen wieder rückgängig gemacht werden und stattdessen durch eine Verbesserung der Schemata wie bereits von Anfang an von uns vorgeschlagen ersetzt werden.

Besonders deutlich wird das Abgehen von fachlichen Vorgaben bei dem Versuch, die frei fließende Donau zwischen Straubing und Vilshofen als erheblich verändert (HMWB) auszuweisen. Dies gelingt auch mit der Ausweitung der Kriterien auf die Strukturklasse 5 noch nicht, da dort mehrere Abschnitte die Strukturklasse 4 haben. In dieser Strukturklasse ist der Fluss völlig eindeutig und offensichtlich in seinem Wesen nicht grundlegend verändert. Deshalb wurden weitere Kriterien gesucht und gefunden, so dass eine Einstufung möglich wurde, wie sie der Freistaat Bayern offenbar für die weitere Ausbauplanung mit Staustufen haben wollte. Während im ersten HMWB-Schema beim zweiten Schritt, der Abschätzung der zukünftigen Entwicklung, ob die hydromorphologischen Veränderungen bis 2015 reversibel seien, die hydromorphologischen Veränderungen für die Schifffahrt nur in den gestauten Bereichen als nicht reversibel angesehen wurden („Ausnahme: frei fließende Strecken“) und von daher dieser Abschnitt als natürlich auszuweisen war, gab es im letzten Schema keine Ausnahme mehr für die frei fließende Strecke. 

Während zudem im HMWB-Schema vom 21.10.2003 außer der Schifffahrt in gestauten Streckenabschnitten noch die Wasserkraftnutzung mit einem Rückstau von über einem Kilometer, die beidseitige Besiedlung oder Industrie und der Hochwasserschutz für bebaute Gebiete als irreversibel angesehen wurde, wurde das Schema bis zum 30.12.2004 so weiterentwickelt, dass alle bedeutenden Ausbauten für Hochwasserschutz (nicht nur für Siedlungen!), Siedlungen, Industrie, Infrastruktur und Landwirtschaft sich in diesem umfassenden Katalog fanden. Die Kriterien waren damit so ausgeweitet, dass damit jeder beliebige Abschnitt an einem größeren Fluss als erheblich verändert ausgewiesen werden konnte!

Besonders eklatant ist die Veränderung des Schrittes 4 der Bewertung. Waren im Oktober 2004 für die Einstufung „C“ noch mindestens 70 %  eines Gewässerabschnittes als „irreversibel hydromorphologisch verändert“ nötig, sind dies nach dem aktuellen Schema nur noch mindestens 30 % !

Allein mit der Reduzierung dieses %-Satzes von 70 % auf 30 % würden sämtliche Aussagen des Freistaates Bayern bezüglich eines echten Gewässer- und Auenschutzes Makulatur! Zusammen mit der enormen Ausweitung des Kriterienkatalogs ergibt sich eine völlig veränderte Bewertung dessen, was ein erheblich veränderter Wasserkörper sein könnte. Diese nicht begründeten, im Sinne des Zieles guter Zustand massiven Verschlechterungen der Ausweisungs- und Bewertungskriterien ermöglichen die Einstufung der frei fließenden Donau und zahlreicher anderer Flüsse in die Kategorie erheblich verändert oder Kandidat für erheblich verändert. Dies ist ein eklatanter Richtungswechsel in der Bewertung innerhalb von 2 Monaten, dem jegliche fachliche Begründung fehlt, der auch von den Bewertungen anderer Länder wie Baden-Württemberg abweicht und der zu einer ungerechtfertigt schlechteren Einstufung vieler Gewässer führt.

Wir verweisen hierzu auf die Ausführungen der vorläufigen Einstufung der Fließgewässer in Baden-Württemberg gemäß EU-WRRL (Juli 2004): „Ein Wasserkörper wurde allerdings nur dann als erheblich verändert (Ziel = GÖP) angesehen, wenn > als 70 % der darin befindlichen Gewässerstrecken laut km-Einstufung als erheblich verändert galten. Dieser hohe Schwellenwert soll verhindern, dass bei einem großen Anteil nicht erheblich veränderter Strecken in einem Wasserkörper (z.B. > 50 %), das geringere Umweltziel ´Gutes ökologisches Potential´ auch für jene Strecken gilt, die eigentlich den ´Guten ökologischen Zustand´ anstreben könnten.“ Entsprechend beträgt in Baden-Württemberg der Anteil an nicht erheblich veränderten Wasserkörpern 75 %. Fast alle Wasserkörper außer Rhein und Neckar sind als natürliche Wasserkörper eingestuft. Besonders krass hebt sich die Einstufung der baden-württembergischen Donau von der Einstufung der Donau in Bayern ab. Obwohl es dort zahlreiche Wehre und Staustufen gibt, ist von der Donau nur der kleine Übergangswasserkörper an der Ländergrenze zu Bayern (wohl aufgrund der erforderlichen Abstimmung mit Bayern) als erheblich verändert eingestuft. Sonst ist dort die ganze Donau als natürlicher Wasserkörper ausgewiesen.

Als weiteres Beispiel sei Sachsen angeführt. Die Elbe ist in Sachsen die Strukturklassen 5 und 6, teilweise sogar 7 eingestuft, außerdem ist sie Bundeswasserstraße. Zum Vergleich: Die freifließende Donau in Niederbayern ist in die Strukturklassen 4 und 5 eingestuft. Trotzdem wird die Elbe in Sachsen als natürliches Gewässer ausgewiesen, während die freifließende niederbayerische Donau mit einer sehr viel besseren Gewässerstruktur als erheblich verändert ausgewiesen werden soll. Die Bewertung der Fischfauna wurde in Sachsen auch für die Elbe vorgenommen, in Bayern wurde eine Bewertung im Bericht nicht aufgenommen.

Auch das Nachbarland Österreich hat die freifließenden Strecken in der Wachau und östlich von Wien (Freudenau) nicht als erheblich verändert ausgewiesen, obwohl ebenfalls die Nutzung als Wasserstraße gegeben ist und in der Wachau bedeutsame Infrastruktur (Straßen und Siedlungen) unmittelbar am Fluss zu finden ist. Damit steht Bayern mit seinem Versuch, die freifließende Donau als erheblich verändert auszuweisen, im gesamten oberen Donausystem bis Ungarn isoliert da.

3.2.3. Einzelpunkt: Landwirtschaftliche Nutzung

Am Beispiel der Einbeziehung der landwirtschaftlichen Nutzung im Bewertungs-Schema zeigt sich die Fragwürdigkeit der Beurteilung von Veränderungen als signifikante hydromorphologische Veränderung des Wasserkörpers. Ackernutzung in der Aue ist zwar aus der Sicht des Natur- und Gewässerschutzes zu verurteilen, sie verändert das Wesen des Wasserkörpers nicht grundlegend. Sie entspricht auch nicht der „guten fachlichen Praxis“. Nichtsdestoweniger ist die Landnutzung im Schema gleich mehrfach vertreten - entgegen den Zusagen in Arbeitsgruppe HMWB, in der dies von uns als falsch kritisiert  wurde. In der bundesdeutschen und bayerischen Strukturgütekartierung ist die Ackernutzung bereits als ein Parameter enthalten, sie wird aber bereits im ersten Schema noch einmal extra in Einzelbewertung gewertet. Andere Bundesländer wie Baden-Württemberg haben die Landwirtschaft überhaupt nicht in ihrem Schema zur Ausweisung erheblich veränderter Gewässer. Während im ersten Schema für Bayern diese Nutzung noch als reversibel angesehen wurde, sieht das letzte HMWB-Schema vom 30.12.2004 bedeutende Ausbauten für die Landwirtschaft als nicht reversibel an. Auch hier ist weder der Prozess nachvollziehbar noch das Ergebnis hinnehmbar, zumal ja noch dazu die Auen in Bayern nicht in die Umsetzung der WRRL mit einbezogen werden. Dies widerspricht jeglichen Zielaussagen und Festsetzungen für eine auenverträgliche landwirtschaftliche Nutzung in der Aue und für den Hochwasserschutz sowohl auf Bundes- als auch auf EU-Ebene.

Ebenfalls nicht nachvollziehbar und akzeptabel ist die Einbeziehung des Hochwasserschutzes für landwirtschaftliche Flächen als Kriterium für Irreversibilität. Die Realisierung eines echten vorsorgenden und ökologischen Hochwasserschutz - eine der drei Säulen des bayerischen Hochwasserschutzprogrammes 2020! - braucht erwiesenermaßen mehr Retentionsräume, d.h. auch landwirtschaftliche Flächen. Die Veränderung in diesem Kriterium stellt einen unbegründeten Rückschritt nicht nur für die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie, sondern insbesondere für den Auenschutz und den Hochwasserschutz in Bayern dar.  

3.2.4. Einzelpunkt: Bundeswasserstraßen

Wir weisen erneut darauf hin, dass wir es strikt ablehnen, einen Fluss, der Bundeswasserstraße ist, zwangsläufig als hydromorphologisch irreversibel verändert einzustufen. Die Eigenschaft „Bundeswasserstraße“, die im letzten HMWB-Schema des bayerischen Umweltministeriums generell die Einstufung als erheblich verändert bewirken soll, kann nicht als allgemeines Ausweisungskriterium gelten. „Die Ausweisung lässt sich (…) nicht etwa durch eine bestehende Nutzung wie Schifffahrt oder Wasserkraft begründen, sondern allein durch eine signifikante Beeinträchtigung dieser Nutzung infolge von Maßnahmen, die im Hinblick auf die Erreichung des guten Zustands geplant sind.“ (Ulrich Irmer und Stephan Keitz, Die Ausnahmeregelung für künstliche und erheblich veränderte Gewässer, in: von Keitz, Schmalholz [Hrsg.], Handbuch der EU-Wasserrahmenrichtlinie, S. 77).

4. Weitere Einzelpunkte zu „Oberflächengewässer – Flüsse“, „Grundwasserabhängige Ökosysteme“

Ein weiterer Kritikpunkt ist die Abgrenzung der Wasserkörper. Durch eine offensichtlich möglichst große Abgrenzung (Oberflächenwasserkörper der Fließgewässer durchschnittlich 25 km lang!) wurde eine differenzierte Bewertung vermieden, es fallen naturnahe Abschnitte heraus und eine Einstufung als natürliches Gewässer wird so umgangen. Auch hierzu verweisen wir auf die Diskussionen in der Arbeitsgruppe und im Wasserforum, die Einwände von BN und LBV wurden jedoch nicht berücksichtigt.

Von zentraler Bedeutung für den Bund Naturschutz sind die grundwasserabhängigen Landökosysteme. Es ist nicht verständlich, warum die im Wasserforum und in Arbeitskreisen von den Umweltverbänden eingeforderten fachlichen Arbeiten des Landesamtes für Umweltschutz (Karten) dem Bericht nicht beigefügt sind (im Gegensatz beispielsweise zu Hessen mit erweiterter Beschreibung für alle Grundwasserkörper mit grundwasserabhängigen Landökosystemen). Das Schneidekriterium von 50 ha, das es in den Leitlinien nicht gibt, wird von uns nach wie vor abgelehnt und die Aufnahme der Karte der grundwasserabhängigen Landökosysteme ohne Abschneidekriterium in den Bericht gefordert.

Als ein weiteres Defizit sehen wir generell das Fehlen eines positiven Bezuges zu den Auen und Feuchtgebieten, insbesondere zur dringend nötigen Umsetzung des bayerischen Auenprogrammes. Die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie muss eng gekoppelt sein mit der Umsetzung des bayerischen Auenprogrammes wie auch mit der Umsetzung von Natura 2000 (viele Feuchtgebiete!) und dem ökologischen Hochwasserschutz. Nach den Leitlinien der Mitteilung der EU-Kommission vom 12.7.2004 zum Hochwasserrisikomanagement sollen Hochwasserrisikomanagementpläne für Flüsse „vollständig in die Flussgebietsmanagementpläne gemäß der Wasserrahmenrichtlinie integriert werden“. Hierzu sind umfangreiche Reaktivierungs- und Verbesserungsmaßnahmen nötig, hierfür sollte auch der Bericht nötige Daten enthalten. 

Folgende weitere Punkte sind zudem nicht zufriedenstellend geklärt bzw. werden von uns abgelehnt:

· Aus der Bestandsaufnahme geht nicht hervor, inwieweit die betrachteten Oberflächengewässer den jeweiligen in Bayern vorkommenden Gewässertypen zugeordnet werden. 

· Weder sind Referenzgewässer definiert, noch ist ersichtlich, ob sich die Gewässer im Referenzzustand befinden. Da die Bestandsaufnahme auf dem Vergleich mit typspezifischen Referenzgewässern basiert, ist diese Darstellung wesentlich.

· Es fehlt die Angabe, wie die Umsetzung der WRRL für das vollständige Gewässernetz in Bayern, d.h. auch an den nicht dargestellten ca. 50.000 km Fließgewässern erfolgen soll. Es fehlt der Hinweis, wann und in welcher Weise hier die Bestandsaufnahme vorgenommen wird.

· Nach wie vor ist das gute ökologische Potential nicht konkret definiert, obwohl dies bereits seit dem ersten Wasserforum eingefordert wird. Für die Gewässer der Kategorien erheblich verändert, Kandidat für erheblich verändert und künstlich müssen Zielaussagen gemäß dem guten ökologischen Potential definiert werden. Eine pauschale Einstufung der künstlichen Gewässer mit „Zielerreichung unwahrscheinlich“ ist nicht akzeptabel. 

· Ebenfalls nicht akzeptabel ist, dass der Wert „Zielerreichung unwahrscheinlich“ mit 37% offensichtlich nicht nur für Gewässer, die in der Bezugskarte als „erheblich verändert“ eingestuft sind, angewandt wird, sondern auch für Gewässer der anderen Kategorien. Die Darstellung der Zielerreichung in Karte 7 ist nicht nachvollziehbar. 

· Die von der Verwaltung vorgenommene Einstufung zur Zielerreichung wird abgelehnt. Bei einer vierteiligen Skala ergäben sich vier Zielerreichungskarten. Es liegen keine zusätzlichen Informationen und Begründungen vor, wie die Gesamt-Beurteilung „Zielerreichung unwahrscheinlich“ abgeleitet wird. 

· Zum Punkt „diffuse Belastungen“ fehlen Aussagen zur konkreten Ermittlung und künftigen Verhinderung, insbesondere über nötige gemeinsame Strategien des Gewässerschutzes mit den Landnutzern. Da die Ursachen der Einträge längst bekannt sind und ihre Reduzierung allgemeines Ziel des Gewässerschutzes ist, sind derartige Maßnahmen längst umzusetzen. Leider wurden nötige Maßnahmen, insbesondere die Anlage von Uferschutzstreifen, auch nicht im Bayerischen Landeswassergesetz festgeschrieben.

· Entsprechend gibt es auch keinen fachlichen Grund, für Bewirtschaftungsregeln für die Landwirtschaft die Fristen der WRRL auszuschöpfen. Die längst bekannten Maßnahmen zum Erreichen des Zieles „nachhaltige Verbesserung“ müssen umgehend ergriffen werden. Insbesondere sollte in diesen sensiblen Bereichen eine Förderung der ökologischen Landwirtschaft entsprechend den Vorschlägen der EU und der Bundesregierung umgesetzt werden.

· Es fehlt eine Überprüfung der vorgelegten Bestandsaufnahme mit bereits vorhandenen biologisch-ökologischen Daten, insbesondere aus den Natura 2000-Gebieten, in Abstimmung mit dem behördlichen Naturschutz. Dieser Datenabgleich offenbart gravierende Fehleinschätzungen der derzeitigen Bestandsaufnahme. Auch die LAWA-Arbeitshilfe empfiehlt bei der Identifizierung der Wasserkörper, die aufgrund der signifikanten hydromorphologischen Veränderungen den guten Status möglicherweise verfehlen, die Prüfung, ob die typspezifische Biologie stimmt (Fünfter Schritt bei der Ausweisung erheblich veränderter Oberflächenwasserkörper).

Wir verweisen zu diesen sowie zu weiteren einzelnen fachlichen Punkten auch auf die fachlichen Ausführungen der Stellungnahme des LBV.

5. Grundwasserkörper 

Angesichts der schwachen oder unzureichenden Bestimmungen in der Tochterrichtlinie, die zurzeit im europäischen Parlament diskutiert wird, sind gute Grundlagen in Bayern umso wichtiger. Jedoch zeichnet sich auch hier für Bayern unter dem Druck der Lobby eine Aushebelung und Schwächung des Schutzes ab, indem auf sehr großer Fläche nur 56 Grundwasserkörper ausgewiesen sind und dies angesichts einer begrenzten Anzahl von Messstellen und Nivellierung der Werte eine schlechte Basis darstellt. Diese Grundwasserkörper umfassen oft verschiedene hydrogeologische Einheiten mit unterschiedlichen Problemen und Zusammenhängen. Die Größe der Grundwasserkörper variiert im Donaugebiet zwischen 550 und 3.200 km2, die mittlere Größe liegt im Donaugebiet bei 1.400 km2, im Maingebiet bei 1.186 km2. Im Vergleich dazu Hessen: 124 Grundwasserkörper mit einer mittleren Flächengröße von ca. 170 km2. Die Abgrenzung der Grundwasserkörper wurde nach dem Methodenband so gewählt, „dass künftig ausreichend Messstellen zur Überwachung der Grundwasserbeschaffenheit vorhanden sind“ (S. 49). Die zwei weiteren Kriterien für die Größe waren die identischen Größen mit den oberirdischen Flusseinzugsgebieten und dass sie möglichst wenige hydrogeologische Einheiten enthalten sollten. Ausgangspunkt der Abgrenzung sind also äußere Faktoren, statt von der Problematik der konkreten Grundwasserverschmutzung aus den Messbedarf festzulegen. Die Problematik der doppelten Mittelung in einem großen Gebiet wird weder im Methodenband noch im Bericht erwähnt. Dazu kommt, dass die Grenze für den guten Zustand z.B. mit 50 mg/l Nitrat viel zu hoch angesetzt ist. Während das Wasser unter der Grenze als Trinkwasser verwendet werden kann, ist die Belastung für empfindliche Arten der Grundwasserfauna - die zugleich von hohem Indikatorwert sind - entschieden zu hoch. Eine Halbierung des Wertes für den guten Zustand auf 25 mg/l wäre als Grenzwert für den guten Zustand geeignet.

Die von der Verwaltung abgegrenzten 293 „Betrachtungsräume“ wären wesentlich besser geeignet, um die wirkliche regionale Gefährdung bzw. die regionalen Unterschiede rechtzeitig erkennen zu können. Wir haben bereits auf dem letzten Wasserforum darauf hingewiesen, dass diese „Betrachtungsräume“ die Grundwasserkörper darstellen, die für den Schutz des Grundwassers nötig sind. Wir fordern die Ausweisung der „Betrachtungsräume“ als Grundwasserkörper. Die „Betrachtungsräume“ dürfen nicht nur verwaltungsinternen Festlegungen entsprechen, sondern müssen veröffentlicht sein und als Grundlage für die Gefährdungsanalyse und Trendumkehrberechnung nach der Wasserrahmenrichtlinie dienen. 

Weitere Defizite des Berichtes sind fehlende Aussagen zur Grundwasserverschmutzung durch undichte Abwasserkanäle (Vermeidung durch dezentrale Abwasser-Lösungen), zu den 13.000 Altlastenflächen in Bayern, von denen im Bericht nur die mit bereits nachgewiesener Grundwasserverschmutzung erscheinen, oder die Festlegung, dass Atrazin 2015 kein Problem mehr sein kann oder darf, weil es ja schon so lange verboten sei (Bericht, S. 52). 

6. Wirtschaftliche Analyse

Für die wirtschaftliche Analyse ist zuerst auf den Erwägungsgrund Nr. 1 für die Richtlinie zu verweisen: „Wasser ist keine übliche Handelsware, sondern ein ererbtes Gut, das geschützt, verteidigt und entsprechend behandelt werden muss.“ Das Kostendeckungs- und Kosteneffizienzprinzip darf nicht dazu missbraucht werden, die Liberalisierung und Privatisierung der Wasserversorgung und der Abwasserentsorgung voranzutreiben. Wir vermissen eine entsprechende Aussage im Bericht. Es fehlt auch der Hinweis, dass die ungleiche Behandlung und Förderung von dezentralen und zentralen Lösungen im Trink- und Abwasserbereich der Intention des Kostendeckungs- und Effizienzprinzips entgegensteht. Wir sind gerne bereit, uns an der Entwicklung eines Konzeptes für die Umwelt- und Ressourcenkosten von Wassernutzungen zu beteiligen und verweisen für den Bericht darauf, dass die wahren Umweltkosten der verschiedenen Nutzungen, wie Landwirtschaft, Binnenschifffahrt und Wasserkraft adäquat erfasst werden sollten.

7. Dachbericht Flussgebiet Donau und Donau-Wasserkörper

Wir möchten hier auch Anmerkungen zum Dachbericht geben, da dies die bayerische Bewertung der Donau und insbesondere die Bewertung der noch freifließenden Donau stark beeinflusst.

Bereits Anfang Dezember wurde auf dem Ministertreffen der Internationalen Donaukommission der Dachbericht 2004 (Roof Report 2004) beschlossen. In diesem Bericht sind wichtige Aussagen zum gesamten Donau-Einzugsgebiet enthalten. Darin sind auch zahlreiche Vor-Festlegungen zum bayerischen Donau-Gebiet, über die wir vom Landesamt für Wasserwirtschaft nicht informiert wurden. Zum Beispiel ist die Einstufung aller Flüsse über 4000 km2 Einzugsgebiet als erheblich verändert oder natürlich hier schon verbindlich festgelegt. Damit wird jedoch die ergebnisoffene Diskussion der Bestandsaufnahme und des Berichtes im Zusammenhang des Wasserforums für die Donau und ihre größeren Nebenflüsse weitgehend obsolet, da die Festlegungen bereits getroffen wurden, ohne uns eine Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Das wurde von uns auf dem letzten Wasserforum kritisiert. Das Gegenargument von Herrn Jedlitschka, in der IKSD seien die Umweltorganisationen an der Erörterung des Dachberichtes beteiligt gewesen, ist ein eher formales Argument, das der realen Nicht-Beteiligung der bayerischen Umweltverbände als Problem nicht gerecht wird. Auch sind nicht alle Umweltverbände MitglDanube Environmental Forum, das bei der Internationalen Donaukommission Beobachterstatus hat. Das Prinzip der Transparenz und des offenen Umgangs mit Informationen, wie im ersten Grundsatz des oben zitierten Papiers festgehalten, hätte bedeutet, den bayerischen Beitrag im Wasserforum zu diskutieren, statt darauf zu verweisen, dass ein Vertreter des Danube Environmental Forum (DEF), der die bayerischen Fließgewässer nicht im Detail kennen kann, Zugang zum Entwurf des Dachberichtes hatte.

Im bayerischen bzw. deutschen Beitrag (Bayern hat die Federführung für Deutschland) ist die Einstufung der freifließenden niederbayerischen Donau als erheblich verändertes Gewässer bereits enthalten. Diese Festlegung kann vom Bund Naturschutz aus oben genannten Gründen keinesfalls akzeptiert werden. Damit ist in diesem wichtigen internationalen Dokument eine fachlich nicht zu begründende Aussage enthalten, die der EU-Kommission und der internationalen Öffentlichkeit als Tatsache vermittelt wird. Der einzigartige ökologische Wert der 69 km frei fließenden Donau wird im Dachbericht nicht nur nicht erwähnt, sondern systematisch verschleiert. So sind im Annex 11 „Important Heavily Modified Surface Waters (Provisional Identification)“ sämtliche sieben aufgeführten deutschen Donau-Wasserkörper mit Staustufen angegeben. Als Gründe für die Nichterreichung des Ziels des guten ökologischen Zustandes sind für alle Donau-Wasserkörper der Stau und die reduzierte Strömung angegeben. Es erhebt sich die Frage, wie und wo die Tatsache versteckt wurde, dass in Bayern der längste und ökologisch bedeutendste freifließende Wasserkörper des oberen Donausystems ist.

Erst in mühevoller Recherche konnte herausgefunden werden, dass offenbar gegenüber der Internationalen Donaukommission eine andere Abgrenzung der Donau-Wasserkörper gewählt wurde, als die, die dem Wasserforum vorgelegt wurde. Es wurde bereits oben ausgeführt, dass im bayerischen Bericht die Wasserkörper nicht beschrieben sind und damit die Transparenz nicht gegeben ist. Erst nach dem Wasserforum ist aus der dort vorgelegten Karte mit 948 Wasserkörpern in verschiedenen Grüntönen bei mindestens 300 % Vergrößerung herauslesen, dass die freifließende Donau als eigener Wasserkörper eindeutig gegen die gestauten Bereiche abgegrenzt ist. Im Vergleich mit dem Dachbericht, in dem die Donau-Wasserkörper nur mit Nummern angegeben sind, stößt man auf die Angabe, alle gemeldeten bedeutsamen erheblich veränderten Wasserkörper würden Staustufen aufweisen. Die anderen Länder, etwa Österreich, benennen die Abschnitte mit bekannten Streckenbezeichnungen.  Das Rätsel löst sich über den Vergleich von Wasserkörper-Längen und Karten. Die Lösung wird aber auch dadurch erschwert, dass im B-Bericht keine Aufstellung über die Wasserkörper des Hauptstromes zu finden ist. Von der großen Bedeutung des Hauptstromes her und auch vom öffentlichen Interesse wegen der Staustufenpläne müsste eine solche Aufstellung selbstverständlich sein.

Im Dachbericht wird im Annex 11 der erheblich veränderten Wasserkörper die Länge des letzten Wasserkörpers vor der Landesgrenze zu Österreich mit 23 km angegeben, die Länge des vorletzten mit 72,1 km, die Länge des Wasserkörpers davor mit 25,4 km. Dieser letzte Wasserkörper lässt sich aufgrund der Längenangabe als der Wasserkörper zwischen Jochenstein und der Innmündung identifizieren. Eine Strecke mit den Strukturklassen 4 und 5, im nördlichen Bereich mit deutlicher Strömung. Dies lässt sich in der beigefügten Karte verifizieren. Die Verifizierung des nächsten Wasserkörpers ist nicht einfach. Nach der Nummernangabe beträgt seine Länge 72,1 km. Zählt man die Strecken zusammen, ergibt sich als nächste Wasserkörpergrenze das Unterwasser der geplanten Staustufe bei Waltendorf. Mit dem Hinzuzählen des nächsten Wasserkörpers von 25,4 km ist man in Straubing unterhalb der Staustufe Straubing. Diese beiden Wasserkörper lassen sich auf der Karte 4 Surface Waterbodies des Dachberichtes nicht verifizieren. Die Abgrenzungen des nächsten Wasserkörpers sind bei Straubing eingezeichnet. Dieser Wasserkörper müsste dann aber knapp 100 km lang sein (Donau-km 2225 Innmündung bis Donau-km 2324 Staustufe Straubing). Damit stimmt die Karte nicht mit den im Annex 11 angegebenen Wasserkörpern überein, wenn sie vollständig angegeben sind.

Nach der Angabe im Annex 11 hätte Bayern einen Wasserkörper von der Innmündung bis zur geplanten Staustufe Waltendorf gebildet, nach der Karte 4 im Dachbericht einen Wasserkörper von der Innmündung bis zur Staustufe Straubing. Ersteres würde bedeuten, dass eine Abgrenzung des Wasserkörpers nach einer von der bayerischen Staatsregierung gewünschten Staustufe vorgenommen wurde. Ein solches Vorgehen ist in der Wasserrahmenrichtlinie für die Abgrenzung von Wasserkörpern nicht vorgesehen. Beide Möglichkeiten bedeuten das Zusammenfassen der freifließenden Donau zwischen Straubing und Vilshofen mit dem Stau des Kachlet-Kraftwerks stromaufwärts von Passau. Das verstößt  grundlegend gegen den CIS-Leitfaden für die Ausweisung von Wasserkörpern, nach dem bei einem Wechsel der Zuordnung gestaut - ungestaut ein neuer Wasserkörper beginnt. Das ist auch im B-Bericht für das bayerische Donau-Gebiet für die Einstufung der Wasserkörper festgeschrieben, es wird richtig auf die „Abgrenzung bei wesentlichen Änderungen physikalischer - insbesondere hydromorphologischer - Eigenschaften“ (S. 31) verwiesen. Damit wäre das Rätsel gelöst, Bayern hätte durch eine unzulässige Zusammenfassung eines gestauten und eines ungestauten bedeutenden Wasserkörpers keinen Wasserkörper der Donau ohne Staustufen und die Schwierigkeit umgangen, die Ausweisung einer frei fließenden Strecke mit sehr naturnaher Linienführung (Mühlhamer Schleife!) als erheblich verändert mühsam begründen zu müssen. In der Tat ist die freifließende Donau zwischen Straubing und Vilshofen in der Karte 4 des Dachberichtes nicht als eigener Wasserkörper zu finden. Dafür müsste an der Vilsmündung, der Stauwurzel des Rückstaus vom Kachlet-Kraftwerk, die Abgrenzung eines Wasserkörpers zu finden sein. Das ist nicht der Fall.

Nimmt man dagegen die Karte 1 „Wasserkörper der Oberflächengewässer“, die beim letzten Wasserforum vorgelegt wurde oder die Karte „2-1-5 DonauBY“, die erst kürzlich nachgeliefert wurde, ist dort die südliche Grenze des Wasserkörpers der freifließenden Donau an der Mittelwasser-Stauwurzel des Kachlet-Kraftwerks zu finden. Das bedeutet: Am 13. Dezember stimmte der bayerische Vertreter auf der IKSD-Versammlung in Wien über eine Karte mit einer grundlegend anderen Abgrenzung der niederbayerischen Donau-Wasserkörper ab, als in der Karte, die eine Woche später, am 22. Dezember, dem Wasserforum vorgelegt wurde. Hätte Bayern in seinem Bericht, wie andere Länder, eine Aufstellung und Beschreibung der Wasserkörper, wenigstens am Hauptstrom, gegeben, hätte die Sache überprüft werden können. Da das nicht gemacht wurde, kann man nur vermuten, dass im November, als der Redaktionsschluss für die IKSD-Karte war, für die freifließende Donau noch eine andere Strategie verfolgt wurde, um sie als erheblich verändert auszuweisen, als Ende Dezember auf dem Wasserforum. Diese andere Strategie, den Wasserkörper in seiner Abgrenzung vorschriftsmäßig auszuweisen, aber dafür das HMWB-Schema so immens zu verschärfen, dass auch die freifließende Donau als erheblich verändert ausgewiesen werden konnte, war mit dem, nach Aussage auf dem Wasserforum noch Ende Dezember bearbeiteten, und im Januar 2005 dem Wasserforum übermittelten Methodenband erkennbar und ist oben beschrieben.

Im Annex 6 des Dachberichtes „List of future infrastructure projects affecting the hydromorphological conditions in the Danube River Basin District” (S. 72) werden für die TEN-Ausbauplanungen an der niederbayerischen Donau drei Lösungen, davon zwei Staustufenvarianten, gleichberechtigt im Raumordnungsverfahren genannt. Es wird nicht erwähnt, dass nur die Variante A ohne Staustufen den Anforderungen einer rechtsgültigen Planung durch die Bundesrepublik Deutschland (Bundestagsbeschluss) entspricht.

Am bayerischen Beitrag zum Dachbericht sind aber nicht nur die Unstimmigkeiten bei der Ausweisung von Wasserkörpern zu kritisieren. Wie oben bereits angedeutet, verschwindet auf der Ebene der Wasserkörper der längste freifließende Abschnitt des oberen Donausystems, d.h. auf eine Länge von über 1000 km bezogen. Die Biotopqualität ist sowohl von flussmorphologischen Kostbarkeiten, wie der Isarmündung als intaktem Binnendelta oder der Mühlhamer Schleife mit 180-Grad-Krümmung, als auch vom Makrozoobenthos mit der Donau-Kahnschnecke und weiteren, vom Aussterben bedrohten Donau-Endemiten, mit Streber, Schrätzer und Zingel als bedrohten rheophilen endemischen Fischarten, die die freifließende Donau als extrem wertvollen Wasserkörper charakterisieren, bemerkenswert. Unter den „Major Wetlands in the Danube River Basin District“ haben alle Länder außer Deutschland Anteile. Dabei hat Deutschland die größten Auengebiete des oberen Donausystems aufzuweisen, auch wenn ein Teil davon schon zerstört oder vom Verschwinden betroffen ist. Nichtsdestoweniger sind die Auen zwischen Straubing und Vilshofen mit dem Isarmündungsgebiet im Bezug auf die ganze Donau als besondere Ausprägung von Auen an der oberen Donau auch von donauweiter Bedeutung. Auch die großen voralpinen Moorgebiete, Murnauer Moos und Chiemseemoore, sind bedeutende Feuchtgebiete im Donaueinzugsgebiet. Diese Kostbarkeiten kommen weder im A- noch im B-Bericht zur Geltung, auch wenn bei den Schutzgebieten die niederbayerische Donau und die Chiemseemoore genannt werden. Der ganzheitliche ökologische Ansatz der Wasserrahmenrichtlinie kommt in den Berichten nicht ausreichend zur Geltung, der Naturschutz ist nicht einbezogen. 

8. Zusammenfassung

Letztlich ergibt bereits diese unvollständige Aufzählung von Kritikpunkten, dass sowohl der Prozess als auch das Ergebnis der Bewertung in zentralen Punkten nicht die Zustimmung des Bund Naturschutz finden können. Die fehlende Transparenz und die zahlreichen massiven Verschlechterungen der Bewertungsschemata für die Fließgewässer durch die bayerischen Behörden und die daraus resultierenden Ergebnisse stehen im völligen Widerspruch zu unseren bisherigen Vorschlägen und Stellungnahmen und können nur als Versuch der bayerischen Staatsregierung interpretiert werden, die Ziele der Wasserrahmenrichtlinie aufzuweichen und auszuhöhlen, so dass die Ergebnisse den Interessen der Staustufenbefürworter und der Nutzerlobby sehr viel mehr entsprechen als den Zielen der Wasserrahmenrichtlinie. Ein echter politischer Wille, die ehrgeizigen Ziele der Wasserrahmenrichtlinie umzusetzen, ist nicht erkennbar. Dieser wäre aber Voraussetzung dafür, dass die im nächsten Schritt nach der Bestandsaufnahme nötigen Maßnahmenpläne die erforderlichen Verbesserungen erbringen können. 

Wir bedauern es sehr, dass das bayerische Umweltministerium die Chance nicht genutzt hat, auf der fachlichen Grundlage der Wasserrahmenrichtlinie und ihrer Leitlinien zusammen mit den Umweltverbänden und weiteren, dem Gewässerschutz verpflichteten Verbänden eine gemeinsame Allianz zur Umsetzung der Ziele der Wasserrahmenrichtlinie einzugehen und die Nutzer auf dem Weg zu einer umweltverträglichen und nachhaltigen Nutzung mitzunehmen.

Wir werden daher das Vorgehen in diesem grundlegenden Schritt (Bestandsaufnahme) nicht akzeptieren und wie auch bei anderen EU-Richtlinien eine fachlich korrekte Anwendung der Bestimmungen einfordern. Es ist bedauerlich, dass der Freistaat Bayern trotz der negativen Erfahrung einer erzwungenen zweimaligen Nachmeldung von FFH-Gebieten und dem damit entstandenen negativen Image von Natura 2000 in der Bevölkerung offensichtlich auch bei der Wasserrahmenrichtlinie die Umsetzung nicht wirklich ernst nimmt und sich über eine möglichst umfassende Einstufung der bayerischen Gewässer als „erheblich verändert“ der Herausforderung eines konsequenten Gewässerschutzes entziehen will. Nötig ist eine grundsätzliche Korrektur der bisherigen fachlich und umweltpolitisch katastrophalen Praxis der vorläufigen Ausweisung erheblich veränderter Gewässer. Erst dann könnten wir hoffen, mit der Wasserrahmenrichtlinie gemeinsam das Ziel des guten Zustandes für unsere Gewässer und Auen anzustreben.

Mit freundlichen Grüßen

Richard Mergner



gez. Sebastian Schönauer

Landesbeauftragter



stellv. Landesvorsitzender

